
Tod und Skandal  

Das erste deutsche Sterbehilfe-Gesetz steht vor der Tür  

Groß war der Aufschrei im Juni, größer wird er heute sein, und in beiden Fällen steht die 
Bundesjustizministerin im Zentrum der Kritik. Vor fünf Monaten legte die von Brigitte Zypries 
eingesetzte Arbeitsgruppe "Patientenautonomie am Lebensende" ihren Bericht vor, am heutigen 
Freitag bekommt die Öffentlichkeit einen darauf basierenden Gesetzentwurf zu Gesicht. Das 
Sterbehilfe-Gesetz steht vor der Tür, auch wenn es vorläufig einen sperrigen Namen trägt: "Entwurf 
eines dritten Gesetzes zur Änderung des Betreuungsrechts". Es könnte belgische Verhältnisse auch 
hierzulande schaffen. Zwar bleibt, anders als in Belgien und den Niederlanden, die aktive 
Sterbehilfe verboten. Doch die vorgesehenen rechtlichen Eingriffe könnten wenn nicht de jure, so 
doch de facto einen abschüssigen Pfad eröffnen, an dessen Ende allen Beteuerungen zum Trotz das 
standardisierte Töten steht.  

Die ministerielle Arbeitsgruppe unter der Leitung des Juristen Klaus Kutzer empfahl die Ergänzung 
des Paragraphen 216 Strafgesetzbuch. Indirekte und passive Sterbehilfe sollen ausdrücklich straffrei 
gestellt werden. Die beiden schon bisher straffreien Formen der Sterbehilfe wollte man explizit 
benennen, um, so hieß es, Forderungen nach einer Zulassung der aktiven Variante zu begegnen. 
Einer "erheblich verunsicherten"Ärzteschaft wollte der Gesetzgeber signalisieren, dass sowohl der 
Abbruch lebenserhaltender Maßnahmen wie auch die Inkaufnahme des Todes als "nicht 
beabsichtigter Nebenwirkung" legitim sind. Die Ärzteschaft jedoch, ob "Marburger Bund" oder 
Bundesärztekammer, lehnt dies ab. Frank Ulrich Montgomerey, der Vorsitzende des "Marburger 
Bundes", fordert vehement, die letzte Entscheidung über den Einsatz lebensverlängernder 
Maßnahmen müsse beim Arzt verbleiben. Vertreter des Hospizwesens sehen in einem solchen 
"Euthanasie-Gesetz" gar eine Anleitung zur Tötung; man dürfe dann gemäß dem neuen 
Paragraphen 216 einen Patienten künstlich ins Koma versetzen, ihm die Nahrung vorenthalten und 
ihn so langsam verhungern oder verdursten lassen - in dieser Weise äußerte sich der Leiter des 
Stuttgarter Hospizes, der Mediziner Christoph Student.  

Die Überlegungen der Kutzer-Gruppe zum Paragraphen 216 macht sich das Justizministerium im 
"Entwurf zur Änderung des Betreuungsrechts" vorerst nicht zueigen. Dennoch spricht Brigitte 
Zypries' Parteifreund Wolfgang Wodarg, Obmann der SPD in der bioethischen Enquetekommission 
des Bundestages, von einer Katastrophe, von "Verhältnissen schlimmer als in Belgien und den 
Niederlanden". Wodarg erzürnen die vorgesehenen Neufassungen der Paragraphen 1901 und 1904 
des Bürgerlichen Gesetzbuches. Dort soll zu lesen sein, dass Patientenverfügungen auch dann zu 
befolgen sind, "wenn eine Erkrankung noch keinen tödlichen Verlauf genommen hat." Außerdem 
könnten Arzt und Betreuer den mutmaßlichen Willen eines äußerungsunfähigen Patienten 
vollziehen, sofern zwischen ihnen "Einvernehmen darüber besteht". Im Klartext heißt das: Am 
Krankenbett auch solcher Patienten, denen der Tod nicht unmittelbar droht, können der Therapeut 
und der Betreuer des Patienten den Behandlungsabbruch eigenverantwortlich beschließen und 
umsetzen. Keine dritte Instanz und kein Gericht fällt ihnen in den Arm, wenn sie die künstliche 
Ernährung einstellen oder die Flüssigkeitszufuhr beenden. Wodarg und die übrigen Kritiker wenden 
sich gegen eine solche Form des Paternalismus, die im Gewand der Selbstbestimmung daherkommt.  

Der Streit über die Grenzen der Autonomie steht noch am Anfang. Die fatale Dialektik aus Freiheit 
und Knebelung macht auch vor den letzten Dingen nicht Halt.  
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